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Was wird aus unserer Wasserversorgung?

Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wie ich den Medien entnehmen musste, bahnen sich dramatische Veränderungen im Wasserwesen der Stadt Klagenfurt und darüber hinaus im gesamten Alpe-Adria-Raum an: 

Erstens durch die Hereinnahme (=Teilprivatisierung) von Veolia Wasser GmbH und aqua consult Ingenieur GmbH in die die AQUAssist, der Tochter der Stadtwerke Klagenfurt AG; 

Zweitens durch die Mitte 2007 erfolgende Ausschreibung von Dienstleistungen rund um die Wasserver- und Abwasserentsorgung. 

Von Seiten der Stadtwerke AG wird darauf verwiesen, dass das Wasserwesen fest in Händen der Stadt bliebe, weil ja nur einzelne eher technische Dienstleistungen – also quasi „Hausmeistertätigkeiten“ – aus Effizienzgründen vergeben würden. Diese Argumente beruhigen mich jedoch nicht, denn die betriebswirtschaftliche Logik von privaten Anbietern ist ganz einfach anders gelagert: 

1. Anerkannt hohe Kompetenzen der öffentlichen Hand werden zu den Privaten wandern. 

2. Die Bearbeitung von Geschäftsfeldern in anderen Gemeinden und Nachbarländern ist ja ohnehin erklärtes Ziel. 

Aus einem öffentlichen Wasserversorgungs- und Abwasserwesen droht scheibchenweise in den nächsten Jahren ein auf Konkurrenz und Verdrängung, Profit und Wachstum beruhender Dienstleistungsmarkt zu werden. Daher schließe ich mich den Forderungen der „Initiative für eine öffentliche Wasserversorgung“ an:

1) TRANSPARENZ

Offenlegung aller Verträge zwischen der VEOLIA Wasser GmbH und der aqua consult Ingenieur GmbH einerseits sowie der STW Klagenfurt AG andererseits. 

2) NEIN ZUR WEITEREN PRIVATISIERUNG 

Keine Ausschreibung der Dienstleistungen rund um die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung durch die STW Klagenfurt AG.

3) RÜCKFÜHRUNG IN DIE KOMMUNALE EIGENVERANTWORTUNG

Damit sie nicht unter das EU-Wettbewerbsrecht fällt, ist die kommunale Daseinsvorsorge statt in der privatrechtlichen Form der AG (Stadtwerke AG) wieder als weisungsgebundene Dienststelle zu führen. 

In Österreich herrscht weitgehender Konsens darüber, dass die Wasserversorgung in öffentlicher Hand bleiben müsse. Entsprechende Bekenntnisse gibt es sowohl von Städte- wie Gemeindebund. In der Hoffnung, bei Ihnen daher mit den Forderungen auf offene Ohren zu stoßen, verbleibt
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